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Inhalt: Zufatzvertrag zu dem Staatsvertrage zwiſchen Preußen und Schaumburg-Lippe wegen Fort⸗ 
führung des Rhein⸗Weſer⸗Kanals durch das Fürſtentum Schaumburg-Lippe vom 19./30. Oktober 
1906, S. 185. — Verfügung des Juſtizminiſters, betreffend die Anlegung des Grundbuchs für 
einen Teil des Bezirkes des Amtsgerichts Limburg a. L., S. 18s. 


(Nr. 11148.) Zuſatzvertrag zu dem Staatsvertrage zwiſchen Preußen und Schaumburg⸗Lippe 
5 wegen Fortführung des Rhein-Weſer-Kanals durch das Fürſtentum Schaum⸗ 
burg⸗Lippe vom 19/0. Oktober 1906. Vom nn, 1911. 
Sen Majeſtät der König von Preußen und Seine Durchlaucht der Fürſt zu 
Schaumburg⸗Lippe, von dem Wunſche geleitet, den von den beiderſeitigen Be⸗ 
vollmächtigten wegen Fortführung des Rhein-Weſer-Kanals durch das Fürſten⸗ 
tum Schaumburg⸗Lippe am 19/30. Oktober 1906 unterzeichneten Vertrag in 
einem Punkte einer Abänderung zu unterziehen, haben zu dieſem Zwecke zu ihren 
Bevollmächtigten ernannt: 
Seine Majeſtät der König von Preußen 
Allerhöchſtihren Unterſtaatsſekretär Freiherrn von Coels v. d. Brügghen, 
Allerhöchſtihren Geheimen Oberregierungsrat Kisker, 
Allerhöchſtihren Geheimen Oberbaurat Sympher, 
Allerhöchſtihren Geheimen Oberfinanzrat Biedenweg, 
Seine Durchlaucht der Fürſt zu Schaumburg-Lippe 
Höchſtihren Staatsminiſter Freiherrn von Feilitzſch, 
Höchſtihren Staatsrat von Campe, 
welche unter dem Vorbehalte der Ratifikation nachſtehenden Vertrag abgeſchloſſen 
haben: 
Artikel J. 
Die Beſtimmung im Artikel II Abſ. 3 des im Eingange bezeichneten Staats⸗ 
vertrags, nach der die Preußiſche Regierung gehalten iſt, von dem Rhein-Weſer⸗ 
Kanal eine einſchiffige Abzweigung bis nach Lauenhagen vorzuſtrecken, wird auf- 


gehoben. 


Artikel II. 

Als Erſatz für den Stichkanal nach Lauenhagen wird die Preußiſche Regie⸗ 
rung bei Wiehagen, an der Kreuzungsſtelle des Kanals mit der Eiſenbahn⸗ 
verbindung von Stadthagen über Wiedenſahl nach Nienburg, wegen deren Her⸗ 
ſtellung unter den vertragſchließenden Parteien Einverſtändnis beſteht, eine öffent⸗ 
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liche Schiffsliegeſtelle anlegen, die für zwei Kanalſchiffe Raum bietet. Sie wird 
die Liegeſtelle mit einem Bohlwerk oder nach ihrer Wahl mit einer Ufermauer 
und den für den Güterumſchlag notwendigen Gleisanlagen ausſtatten, der An⸗ 
lage auch Anſchluß an die Amtsſtraße von Stadthagen nach Wiedenſahl ver— 


ſchaffen. 
Artikel III. 

Die Preußiſche Regierung wird die Liegeſtelle bei Wiehagen mit dem 
Staatsbahnhofe Stadthagen durch eine normalſpurige, eingleiſige Privatanſchluß⸗ 
bahn verbinden, welche ſich im weſentlichen an den Bahnkörper der Eiſen bahn 
von Stadthagen über Wiedenſahl nach Nienburg anlehnt und insbeſondere deren 
Unterführung unter den Gleiſen der Cöln-Mindener Bahn mitbenutzt. 

Die Privatanſchlußbahn endigt in Stadthagen an der Herminenſtraße in 
der Nähe ihres Zuſammentreffens mit der Windmühlenſtraße. Die Koſten, welche 
preußiſcherſeits für die Beſchaffung des erforderlichen Grund und Bodens im 
Wege der freien Vereinbarung oder Enteignung auf dem Streckenteile von dem 
Bahnhofe der Rinteln-Stadthagener Privatbahn (Oſtgrenze des Bahngeländes) 
bis zu der Herminenſtraße aufgewandt werden, einſchließlich aller Nebenentſchädi⸗ 
gungen für Wirtſchaftserſchwerniſſe und ſonſtige Nachteile, hat die Schaumburg⸗ 
Lippiſche Regierung ſoweit zu erſtatten, wie fie den Betrag von 10 000 Mark, 
in Worten „Zehntauſend Mark“, überſteigen. 


Artikel IV. 

Außer den in Artikel II und III genannten Erſatzanlagen wird die Preu⸗ 
ßiſche Regierung öffentliche Schiffsliegeſtellen bei Rusbend und bei Pollhagen 
ausführen; fie find für ein Schiff zu bemeſſen. An den Aufwendungen für die 
Anlage bei Rusbend beteiligt fi) die Schaumburg⸗Lippiſche Regierung mit einem 
einmaligen Beitrage in Höhe der Hälfte der preußiſcherſeits verauslagten Bau- 
koſten, jedoch nur bis zu dem Höchſtbetrage von 7500 Mark, in Worten: „Sieben⸗ 
tauſendfünfhundert Mark“. 

Die Liegeſtellen bei Pollhagen und Rusbend erhalten ein Bohlwerk oder, 
wenn dies der Preußiſchen Regierung zweckmäßiger erſcheint, eine Ufermauer. 

Für den Wegeanſchluß bei Pollhagen ſorgt die Preußiſche Regierung, bei 
Rusbend wird er ſeitens der Schaumburg-Lippiſchen Regierung hergeſtellt. 


Artikel V. 

Der Betrieb, die Erneuerung und die Unterhaltung der Liegeſtellen bei 
Wiehagen, Rusbend und Pollhagen mit allem Zubehör, insbeſondere den Wege— 
anſchlüſſen und dem Privatanſchlußgleiſe Wiehagen Stadthagen, geht auf die 
Fürſtliche Regierung mit dem Tage über, an dem die zuſtändigen preußiſchen 
Miniſter den Betrieb auf der Kanalſtrecke Minden-Hannover für eröffnet erklären. 

Die Benutzung des Leinpfades darf durch den Hafenverkehr nicht beein⸗ 
trächtigt werden; durch den Betrieb im Hafen darf insbeſondere dem Treidelzuge 
vom Ufer aus auch bei Veränderung der Betriebsweiſe keinerlei Hindernis be— 
reitet werden. 


„„ 


Sollte durch die mangelhafte bauliche Unterhaltung der Liegeſtellen der 
Kanalverkehr behindert werden, jo find die Königlich Preußiſchen Behörden nach 
zuvorigem Benehmen mit den Fürſtlich Schaumburg⸗Lippiſchen Behörden berechtigt, 
die Schäden auf deren Koſten zu beſeitigen. 


Artikel VI. 

Die Preußiſche und die Schaumburg⸗Lippiſche Regierung werden mitein⸗ 
ander in Verhandlung treten, wenn das Fortbeſtehen der Liegeſtellen in ihrer 
jeweiligen Ausgeſtaltung mit der Sicherheit der Schiffahrt und mit der Beſtimmung 
des Kanals für den allgemeinen Verkehr nicht mehr vereinbar ſein ſollte. 

Veränderungen an den Liegeſtellen, welche auf die anſtoßenden Kanalſtrecken 
von Einfluß ſind, können nur im beiderſeitigen Einvernehmen vorgenommen 
werden. 

Artikel MI. 

Die Hafen- und Schiffahrtspolizei wird in den Liegeſtellen von den Schaum⸗ 
burg⸗Lippiſchen Behörden und Beamten gehandhabt; dieſe werden es ſich an— 
gelegen ſein laſſen, auf die Anordnungen der preußiſchen Kanal- und Schiffahrts⸗ 
polizeibehörden inſoweit Rückſicht zu nehmen, als es erforderlich iſt, um der 
polizeilichen Tätigkeit die Einheitlichkeit zu wahren. 


i Artikel VIII. 

Die Feſtſtellung der Tarife für die Benutzung der Liegeſtellen mit allem 
Zubehör, insbeſondere dem Privatanſchlußgleiſe Wiehagen Stadthagen, erfolgt 
ſchaumburg⸗lippiſcherſeits unter tunlichſter Berückſichtigung der Wünſche der 
Preußiſchen Regierung. 

Artikel IX. 

Der gegenwärtige Vertrag ſoll bis zum 1. Januar 1912 ratifiziert werden; 
die Auswechſelung der Ratifikationsurkunden ſoll im Wege des Schriftwechſels 
erfolgen und damit der Vertrag in Kraft treten. 


Zur Beglaubigung iſt dieſer Vertrag doppelt ausgefertigt, von den beider— 
ſeitigen Bevollmächtigten unterſchrieben und mit ihrem Siegel verſehen worden. 


Berlin, 1. März 
Bückeburg“ en 13. März 1 

(L. S.) Frhr. v. Coels. (L. S.) Frhr. v. Feilitzſch. 
(L. S.) Kisker. i (L. S.) v. Campe. 


(L. S.) Sympher. 

(L. S.) Biedenweg. 

Der vorſtehende Zuſatzvertrag iſt ratifiziert worden; die Auswechſelung der 
Ratifikationsurkunden hat ſtattgefunden. 
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(Nr. 11149.) Verfügung des Juſtizminiſters, betreffend die Anlegung des Grundbuchs für 
einen Teil des Bezirkes des Amtsgerichts Limburg a. L. Vom 5. Sep⸗ 
tember 1911. 


IL: Grund der Artikel 15, 40 der Verordnung, betreffend die Anlegung der 

Grundbücher im Gebiete des vormaligen Herzogtums Naſſau, vom 11. Dezember 

1899 Geſetzſamml. S. 595) beſtimmt der Juſtizminiſter, daß die zur Anmeldung 

von Rechten behufs Eintragung in das Grundbuch vorgeſchriebene Ausſchlußfriſt 

von ſechs Monaten 

für die ausſchließlich im Bezirke des Amtsgerichts Limburg a. L. belegenen, 

am 1. Januar 1900 vorhandenen Bergwerke und für die zugleich in 
anderen Amtsgerichtsbezirken belegenen Bergwerke Heiligenhäuschen, 
Schwarzenſtein, Bergerfeld, Carl, Dungern, Hilf, Holzmann, Kiel, 
Oberheide, Speicher, Simon, Servatius, Wilhelm, Wilhelm XII, Neu— 
glück, Friedenſtein, Großbach, Hubert, Jacobsfund, Rohr, Sumpf, 
Auguſt V, Eiſenberg, Hermann, Ludwig III (Fundpunkt in der Ge⸗ 
markung Dauborn), Schönehoffnung, Werſch, Fidelio, Hortenſia, 
Weingarten, Kieſel, Großfeld, Sophie, Sophie I, Sophie II, Bergheil, 
Hängel, Joeſt, Paula, Schinderberg, Thereſia, Vereinigung II, Ohren, 
Tanne, Arnſtein, Concordia, Feldberg, Haupt, Jacobine, Ruppertsheck, 
Schmidtberg, Waldwieſe, Niederberg, Stephanus, Walkerſchacht, 
Wilhelmsluſt, Kautſtahlsgraben, Ludwig III (Fundpunkt in der Ge⸗ 
markung Steeden) 

am 1. Oktober 1911 beginnen ſoll. 


Berlin, den 5. September 1911. 


Der Juſtizminiſter. 
In Vertretung: 


Küntzel. 
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